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Geheime Absti mmungen können an jeder Gemeindever-
sammlung beschlossen werden. Sie sind aber nur dann zu-
lässig, wenn der Gemeindeversammlung Entscheidungs-
kompetenz zukommt, sei es abschliessend oder beratend.

Geheime Wahlen
Aufgrund des als Regelfall festgelegten Urnensystems (§ 8 
GOG) fi nden an der Gemeindeversammlung grundsätzlich 
keine Wahlen statt .

Davon ausgenommen ist die Wahl der Sti mmenzähler an der 
Gemeindeversammlung (§ 24 Abs. 1 GOG). Für diese könn-
te an der Gemeindeversammlung geheime Wahl beantragt 
und beschlossen werden (§ 33 Abs. 1 GOG). 

Geheime Absti mmung im Allgemeinen

Bei Sachgeschäft en erfolgt die Schlussabsti mmung auf-
grund des Urnensystems grundsätzlich immer an der Urne 
(§ 29 Abs. 4 GOG). Davon ausgenommen sind Voranschlag, 
Nachtragskredite und Steuerfuss sowie Genehmigung der 
Rechnung und Einbürgerungen, über die an der Versamm-
lung selbst zu befi nden ist (§ 16 GOG).

Entschieden wird an der Gemeindeversammlung auch über 
formelle und materielle Anträge von Sti mmberechti gten. 
Formelle Anträge sind Rückweisung, Verschiebung oder 
Trennung des Geschäft s (§ 28 GOG). Materielle Anträge be-
treff en Eintreten/Nichteintreten und Abänderungsanträge 
zum Voranschlag, zu Nachtragskrediten, zum Steuerfuss, 
zu Reglementen (mit Ausnahme von Zonen- und Erschlies-
sungsplänen und dazugehörigen Vorschrift en, § 27 Abs. 2 
PBG), zu Verpfl ichtungs- und Zusatzkrediten und übrigen 
Sachgeschäft en (§ 29 GOG).

Zu den an der Gemeindeversammlung abschliessend be-
handelten Sachgeschäft en sowie generell zu formellen und 
materiellen Anträgen kann an der Gemeindeversammlung 
geheime Absti mmung verlangt werden. Jeder Sti mmberech-
ti gte bzw. der Antragsteller selbst oder der Gemeindepräsi-
dent kann einen entsprechenden Antrag stellen (§ 33 Abs. 1 
GOG).

Es kann jedoch nur zu gülti gen Anträgen eine geheime Ab-
sti mmung verlangt werden. Nimmt der Versammlungsleiter 
einen Antrag nicht entgegen, so kann darüber auch nicht ge-
heim abgesti mmt werden. 

Der Antrag auf geheime Absti mmung muss für jeden einzel-
nen formellen oder materiellen Antrag gestellt werden und 
kann weder pauschal zu allen Traktanden einer Gemeinde-
versammlung, noch zu einem einzelnen Traktandum gene-
rell verlangt werden  (§ 33 Abs. 1 GOG). 

Die Absti mmung über eine geheime Absti mmung fi ndet am 
Schluss der Beratungen statt  (Ausnahme: Wird Schluss der 
Diskussion verlangt und darüber eine geheime Absti mmung 
verlangt, muss umgehend zur Absti mmung über die Frage 
geschritt en werden, ob darüber geheim abzusti mmen ist, 
und es ist dann auch umgehend über den Antrag selbst off en 
oder geheim abzusti mmen). 

Über den Antrag auf Durchführung einer geheimen Absti m-
mung ist immer im off enen Handmehr abzusti mmen (§ 33 
Abs. 1 GOG).

Ist geheime Absti mmung beschlossen worden, erhält jeder 
Sti mmberechti gte einen amtlichen Wahl- oder Sti mmzet-
tel. Diese werden durch die Sti mmenzähler eingesammelt 
oder sind in Urnen im Versammlungslokal einzuwerfen (§ 33 
Abs. 4 GOG).

Geheime Absti mmungen bei Einbürgerungen  

Am 3. März 2013 wurde im Bezirk Einsiedeln die «Initi ati ve 
für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts durch die Be-
zirksgemeinde» angenommen. Der Entscheid über die Ertei-
lung des Gemeindebürgerrechts ist somit der Gemeindever-
sammlung im Versammlungssystem übertragen (§ 16 GOG, 
§ 11 BüG).

Der Antrag des Gemeinderates zu einem Einbürgerungs-
gesuch gilt als angenommen, wenn aus der Versammlungs-
mitt e nicht ein begründeter Gegenantrag gestellt wird (§ 11 
Abs. 3 BüG).

Eine geheime Absti mmung kommt somit nur zum Zuge, 
wenn ein begründeter und zulässiger Gegenantrag gestellt 
wird.

Der Gegenantrag kann mit dem Antrag auf geheime Absti m-
mung verbunden werden. Es kann aber jeder andere Sti mm-
berechti gte oder der Versammlungsleiter selbst zu einem 
gülti gen Gegenantrag den Antrag auf geheime Absti mmung 
stellen.

Zuerst ist über den Antrag auf geheime Absti mmung im 
 off enen Handmehr abzusti mmen. Lehnt die Mehrheit im 
off enen Handmehr geheime Absti mmung ab, erfolgt darauf 
die Absti mmung über den Gegenantrag im off enen Hand-
mehr. 

Sti mmt die Mehrheit im off enen Handmehr dem Antrag auf 
geheime Absti mmung zu, so erfolgt darauf die geheime Ab-
sti mmung über das Einbürgerungsgesuch.

Sind an einer Gemeindeversammlung mehrere Einbürge-
rungsgesuche traktandiert, so ist ein Antrag, es sei über alle 
Gesuche bzw. jedes einzelne Gesuch geheim abzusti mmen, 
unzulässig und kann nicht entgegengenommen werden. Bei 
jedem einzelnen Gesuch muss somit ein Antrag auf geheime 
Absti mmung gestellt werden, sofern ein begründeter und 
zulässiger Gegenantrag vorliegt.

Informati on über geheime Wahlen und Absti mmungen
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Traktandenliste 

1	 Nachtragskredite 2026�

2	 Abrechnung Ausgabenbewilligung Erwerb der  
	 Liegenschaften Flora und Sonneck im Baurecht

3	 Teilrevision Kurtaxenreglement

4	 Initiative «Bauland besser nutzen, Landschaft schützen»

5	 Einbürgerungen

6	 Varia

Die Sachvorlagen gemäss Traktanden 3 und 4 werden an die Urnenabstimmung vom  
29. November 2026 überwiesen. Über die Traktanden 1, 2 und 5 wird abschliessend an der  
Bezirksgemeinde entschieden.
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Geschätzte Einsiedlerinnen und Einsiedler

Gemäss § 12 des Finanzhaushaltsgesetzes für 
Bezirke und Gemeinden (FHG-BG, SRSZ 153.100) 
sind für notwendige Ausgaben, bei denen der 
Voranschlagskredit fehlt oder für den vorgese-
henen Zweck nicht ausreicht, Nachtragskredite 
einzuholen. Davon ausgenommen sind Kredit-
überschreitungen gemäss § 13 FHG-BG.

Die Verordnung zum Finanzhaushaltsgesetz defi-
niert zusätzliche Parameter, wann ein Nachtrags-
kredit einzuholen ist. 

Der Bezirksrat hat nachfolgende ordentliche 
Nachtragskredite zuhanden der Bezirksgemein-
de verabschiedet.

1	�	 Nachtragskredite 2026

Nachtragskredite 2026 – Investitionsrechnung
Konto-Nr. Bezeichnung Betrag Begründung

0222 Rechenzentrum
50 Sachanlagen 120 000 Erstellung einer neuen redundanten Netz-

werkverbindung zwischen den Server-
räumen Einsiedeln und Schwyz bzw. dem 
neuen Standort Goldau. Zum Zeitpunkt 
der Budgetierung konnten der Zeitraum 
und auch die effektiven Kosten für den 
Umzug inkl. Erstellung der Leitungen nicht 
abschliessend beziffert werden.

0290 Verwaltungsliegenschaften

50 Sachanlagen 403 000 Die Mehrkosten im Zusammenhang mit 
der Sanierung des Rathauses sind über-
wiegend auf Umstände zurückzuführen, 
die erst nach Beginn der Bauarbeiten 
festgestellt werden konnten oder sich aus 
behördlichen Auflagen ergeben haben. 
Zusätzliche Anforderungen in den Berei-
chen Altlastensanierung, Brandschutz und 
Denkmalpflege waren trotz sorgfältiger 
Planung und vorgängiger Abklärungen 
nicht abschliessend erkennbar.

7410 Gewässerverbauungen

51 Grundstücke 50 000 Die von der Wuhrkorporation für das Jahr 
2026 budgetierten Gesamtaufwendungen 
für die Sanierung der Hochwasserschäden 
Alp reichen aufgrund des höheren tat-
sächlichen Sanierungsbedarfs nicht aus. 
Die Gesamtkosten fallen höher aus als 
ursprünglich budgetiert, weshalb ein ent-
sprechender Nachtragskredit erforderlich 
ist.

Total Nachtragskredite 573 000
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Kreditüberschreitungen 2026  – Investitionsrechnung (informativ)
Konto-Nr. Bezeichnung Betrag Begründung

1202 Bezirksgericht
50 Sachanlagen 150 000 Möblierung und technische Ausstattung 

der Gerichtssäle im Rathaus.
Eine Verschiebung auf die ordentliche 
Budgetierung 2027 ist nicht möglich, da 
der Umzug in die neuen Räumlichkeiten 
bereits für November 2026 vorgesehen ist. 
Eine Terminverschiebung würde zusätz-
liche Kosten verursachen und hätte zudem 
zur Folge, dass die Gerichtsräumlichkeiten 
bis zur Fertigstellung der Möblierung und 
technischen Ausstattung nicht bestim-
mungsgemäss genutzt werden könnten. 
Das Zurverfügungstellen von für die 
hoheitliche Aufgabenerfüllung geeigneten 
Räumlichkeiten ist Aufgabe des Bezirks.

Total Kreditüberschreitung 150 000

Die Nachtragskredite von 573 000 Franken zu Lasten der Investitionsrechnung seien zu genehmigen.

Antrag des Bezirksrates
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Bericht und Antrag der Rechnungsprüfungskommission

Als Rechnungsprüfungskommission haben wir gemäss §§ 50 und 51 des Finanzhaushaltsgesetzes 
für die Bezirke und Gemeinden die Nachtragskredite zum Voranschlag 2026 (Investitionsrechnung) 
geprüft. Für die Nachtragskredite ist der Bezirksrat verantwortlich, während unsere Aufgabe darin 
besteht, diese zu prüfen. Unsere Prüfung erfolgte nach dem gesetzlichen Auftrag. Die Prüfung 
wurde so geplant und durchgeführt, dass wesentliche Fehlaussagen zu den Nachtragskrediten mit 
angemessener Sicherheit erkannt werden. Gemäss unserer Beurteilung entsprechen die Nach-
tragskredite den gesetzlichen Bestimmungen.

Aus Sicht der RPK sind die Mehrkosten über 403 000.00 Franken in den Verwaltungsliegenschaften, 
welche den Umbau Rathaus betreffen massiv und werden unkritisch und mit allgemeinen Aussa-
gen begründet. Es war klar, dass es sich beim Rathaus um einen Altbau handelt und Themen wie 
Asbestsanierung, Brandschutz und Denkmalpflege aufkommen werden. Entgegen der Aussage 
des Bezirksrats scheint die sorgfältige Planung mit vorgängigen Abklärungen gefehlt zu haben. Mit 
dem nun vorliegenden Nachtragskredit und dem bereits durch den Bezirksrat genehmigten Nach-
tragskredit für den Fensterersatz wäre das Projekt ein ordentliches Sachgeschäft mit Abstimmung 
gewesen. Zusätzlich wird die Sanierung der restlichen Gebäudehülle geplant.

Wir beantragen, die vorliegenden Nachtragskredite 2026 der Investitionsrechnung von 573 000.00 
Franken zu genehmigen. Die RPK erwartet vom Bezirksrat jedoch Massnahmen, dass Nachtrags-
kredite in diesem Umfang künftig verhindert werden.

Die Kreditüberschreitungen (als informative Nachtragskredite) bedürfen aus Sicht des FHG-BG und 
FHV-BG keiner Stellungnahme der Rechnungsprüfungskommission. Dafür ist allein der Bezirksrat 
zuständig (vgl. dazu § 13 Abs. 2 FHG-BG).

Einsiedeln, 17. August 2026

Rechnungsprüfungskommission des Bezirks Einsiedeln
Priska Schädler, Präsidentin
Roland Föllmi
Isabelle Lacher
Roland Leimbacher
André Ott
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�An der Bezirksgemeinde vom 15. April 2025 wur-
de die Sachvorlage «Baurechtsvertrag Häuser 
Stiftung Phönix» vorgestellt und an die Urnenab-
stimmung überwiesen. Am 18. Mai 2025 stimm-
ten die Stimmberechtigten der Vorlage mit 2416 
Ja- zu 1434 Nein-Stimmen zu. Genehmigt wur-
den der Baurechtsvertrag am Grundstück GB 520 
sowie die Übernahme der bestehenden Gebäu-
lichkeiten und Anlagen der Häuser «Flora» und 
«Sonneck» zum Preis von 1 210 000 Franken.

Ziel der Vorlage war, dem Bezirk rasch und 
wirtschaftlich geeignete Räume für öffentliche 
Aufgaben zu sichern. Vorgesehen waren insbe-
sondere Asyl- und Flüchtlingswohnungen; bei 
tieferem Bedarf können die Räume auch als So-
zialwohnungen genutzt werden. Die zentrale und 
schulnahe Lage ermöglicht zudem schulnahe und 
weitere öffentliche Nutzungen. Gegenüber einer 
weiterlaufenden Miete wurde die Übernahme 
im Baurecht als klar vorteilhafter beurteilt.

Das Geschäft ist umgesetzt. Der Bezirksrat und 
die Stiftung Phönix Schwyz hatten den Baurechts-
vertrag am 18. Dezember 2024 vorbehältlich der 
Zustimmung durch die Stimmberechtigten ab-
geschlossen. Nach Annahme der Vorlage wurde 
der Vertrag am 25. Juni 2025 auf dem Notariat 
Einsiedeln unterzeichnet und im Grundbuch 
eingetragen. Das Baurecht umfasst 1253 m² des 
Grundstücks GB 520, dauert fest bis zum 26. Ja-
nuar 2083 und sieht einen jährlichen, indexier-
ten Baurechtszins von 48 867 Franken vor.

Mit der Grundbucheintragung wurde die Ent-
schädigung von 1 210 000 Franken fällig und 
per Valuta 25. Juni 2025 an die Stiftung Phönix 
Schwyz überwiesen. Zahlung und eingetragener 
Baurechtsvertrag entsprechen der bewilligten 
Sachvorlage und der Buchhaltung des Bezirks 
Einsiedeln; eine Kostenüberschreitung liegt  
nicht vor. Der Bezirksrat hat die Abrechnung am 
22. April 2026 (BRB 2026.115) genehmigt und 
legt sie der Bezirksgemeinde zur Genehmigung 
vor.

2	 �Abrechnung Ausgabenbewilligung Erwerb der Liegenschaften Flora und Sonneck  
im Baurecht
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Als Rechnungsprüfungskommission haben wir gemäss §§ 50 und 51 des Finanzhaushaltsgesetzes für 
die Bezirke und Gemeinden die Abrechnung der Ausgabenbewilligung Erwerb der Liegenschaften 
Flora und Sonneck im Baurecht geprüft. Für die Abrechnung der Ausgabenbewilligung ist der Be-
zirksrat verantwortlich, während unsere Aufgabe darin besteht, diese zu prüfen.

Unsere Prüfung erfolgte nach dem gesetzlichen Auftrag. Die Prüfung wurde so geplant und durch-
geführt, dass wesentliche Fehlaussagen mit angemessener Sicherheit erkannt werden. Wir prüften 
die Posten und Ausgaben der Abrechnung als Grundgesamtheit (alle Belege). 

Gemäss unserer Beurteilung entspricht die Abrechnung den gesetzlichen Bestimmungen und dem 
Beschluss der Bezirksgemeinde vom 15. April 2025.

Wir beantragen, die vorliegende Abrechnung zu genehmigen.

Einsiedeln, 17. August 2026

Rechnungsprüfungskommission des Bezirks Einsiedeln
Priska Schädler, Präsidentin
Roland Föllmi
Isabelle Lacher
Roland Leimbacher
André Ott

Stellungnahme der Rechnungsprüfungskommission

Die Abrechnung Ausgabenbewilligung Erwerb der Liegenschaften Flora und Sonneck im Baurecht 
sei zu genehmigen.

Antrag des Bezirksrates
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In Kürze – worum geht es bei der  
Teilrevision

	� �Die Kurtaxen für Übernachtungsgäste sollen 
erhöht werden. Statt eines fixen Beitrags 
werden Rahmenbeträge im Reglement fest-
gehalten. Der Bezirksrat soll künftig die Höhe 
der Kurtaxen innerhalb des von den Stimmbe-
rechtigten beschlossenen Rahmens festlegen 
können.

	� �Mit den höheren Abgaben soll Folgendes mit-
finanziert werden:

	� �ÖV-Gästekarte für die Übernachtungsgäste
	� �Unterstützung touristischer (Gross-)Anläs-

se von Einsiedler Vereinen und Veranstal-
tern

	� �Für den Bezirk Einsiedeln bzw. die Einsiedler 
Steuerzahlenden entstehen durch die Anpas-
sung keine zusätzlichen Kosten.

Ausgangslage

Was sind Kurtaxen und was wird damit 
finanziert?
Die Kurtaxe ist eine von Gästen zu entrich-
tende Abgabe für Übernachtungen in Touris-
musgebieten, die zur Finanzierung touristi-
scher Infrastrukturen und Angebote dient. Im 
Bezirk Einsiedeln werden die Kurtaxen insbe-
sondere für die Erarbeitung, den Betrieb und 
den Unterhalt von touristischen Angeboten, 
Dienstleistungen und Infrastruktur, die Ver-
marktung der Region sowie für die finanziel-
le Unterstützung von Grossveranstaltungen 
aufgewendet, welche Wertschöpfung in die 
Region bringen. Dazu bestehen Leistungsver-
einbarungen mit Einsiedeln Tourismus, der 
Einsiedeln-Ybrig-Zürichsee AG sowie dem 
Verkehrsverein Euthal. Der Kurtaxenfonds ist 
eine Spezialfinanzierung, welche nicht durch 
den Einsiedler Steuerzahler finanziert wird, 
sondern ausschliesslich durch die auswärti-
gen Übernachtungsgäste und Eigentümer/ 
-innen von Ferienhäusern und -wohnungen.

Der Tourismus ist für den Bezirk Einsiedeln von 
grosser wirtschaftlicher Bedeutung. Ein zentra-
les Ziel des Bezirks Einsiedeln ist die nachhaltige 
Weiterentwicklung des Tourismus. In diesem Zu-
sammenhang beabsichtigt der Bezirk, für Über-
nachtungsgäste definitiv eine ÖV-Gästekarte 
einzuführen. Diese ermöglicht es den Gästen, 
die öffentlichen Verkehrsmittel im Hochtal Ein-
siedeln/Alpthal/Ybrig bis Rothenthurm/Sattel 
kostenlos zu nutzen.

Die Einführung dieses zusätzlichen Angebots 
verursacht wiederkehrende Kosten, welche voll-
umfänglich durch die Kurtaxen finanziert werden 
sollen. Somit würde dieses Angebot von den 
Übernachtungsgästen getragen, welche direkt 
davon profitieren können.

Bis ins Jahr 2025 erhielten die Tourismusorgani-
sationen im Kanton Schwyz von Casino Zürichsee 
im Rahmen der Konzession sogenannte «Casino-
gelder» zur Unterstützung von Anlässen und Pro-
jekten. Einsiedeln Tourismus hatte damit jährlich 
rund 120 000 Franken zur Verfügung, welche sie 
für touristische (Gross-)Anlässe einsetzte, die 
von lokalen Organisatoren und Vereinen getra-
gen wurden. Mit der neuen Konzession fallen 
diese Beiträge ab dem Jahr 2026 fast gänzlich 
weg. So fehlen für die örtlichen Veranstaltungen 
rund 100 000 Franken. Höhere Kurtaxeneinnah-
men ermöglichen es, den Wegfall dieser Mittel 
teilweise zu kompensieren und Veranstaltungen, 
die im überwiegenden Interesse der Gäste lie-
gen, aus dem Kurtaxenfonds zu unterstützen.

Für die Änderungen bei der Kurtaxenhöhe ist eine 
Teilrevision des Kurtaxenreglements erforderlich. 
Da es sich um eine Reglementsänderung handelt, 
unterliegt die Vorlage der Volksabstimmung.

 

ÖV-Gästekarte

Die im Frühjahr 2025 gestartete Pilotphase der 
ÖV-Gästekarte ist auf ein positives Echo gestos-
sen, so dass der Bezirk Einsiedeln zusammen mit 
der Hotellerie und den touristischen Leistungs-
trägern (Einsiedeln-Ybrig-Zürichsee AG und Ein-
siedeln Tourismus) entschieden hat, das Angebot 
definitiv einzuführen.

3	 �Teilrevision des Kurtaxenreglements
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Mit der neuen ÖV-Gästekarte können Übernach-
tungsgäste von Hotels, Campingplätzen, Fe-
rienhäusern und -wohnungen sowie Gruppen-
unterkünften die öffentlichen Verkehrsmittel im 
gesamten Hochtal Einsiedeln/Alpthal/Ybrig bis 
Rothenthurm/Sattel kostenlos benutzen. Nicht 
berechtigt sind Eigentümerinnen und Eigentü-
mer einer Ferienliegenschaft, welche die Kurtaxe 
pauschal nach der Nettowohnfläche bezahlen.

Das Angebot der ÖV-Gästekarte erhöht die At-
traktivität des touristischen Angebots im Bezirk 
Einsiedeln, erleichtert die Mobilität der Gäs-
te und leistet einen wichtigen Beitrag zur Ver-
kehrsreduktion sowie zum umweltfreundlichen 
Tourismus. Es soll zudem eine Verlagerung vom 
Tages- zum Übernachtungstourismus und damit 
eine Erhöhung der Wertschöpfung in der Region 
angestrebt werden.

Geltungsbereich der ÖV-Gästekarte
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Für die ÖV-Gästekarte schliesst der Bezirk Einsie-
deln einen Vertrag mit dem Tarifverbund Schwyz 
ab. Die jährlichen Kosten berechnen sich nach 
der effektiven Anzahl Übernachtungen in den 
Einsiedler Übernachtungsbetrieben.

Berechtigt zur Abgabe der ÖV-Karte ist jeder 
Beherbergungsbetrieb im Bezirk Einsiedeln, der 
Kurtaxen abrechnet, sowie das Berggasthaus 
Holzegg, welches im Gegenzug die kostenlose 
Nutzung der Luftseilbahn Holzegg ermöglicht. 
Die Inkludierung weiterer Partner zur Auswei-
tung des Angebots ist wünschenswert und bleibt 
vorbehalten.

 

Unterstützung von (Gross-)Anlässen  
mit touristischem Charakter oder  
touristischer Ausrichtung

Nach Bekanntwerden des Wegfalls der Casino-
gelder hat der Bezirksrat Ausgleichsmassnahmen 
für die Unterstützung von Anlässen und Projek-
ten in den Bereichen Kultur (Literatur, Brauch-
tum, Musik, bildende Kunst), Sport/Freizeit und 
Volkswirtschaft beschlossen. Mit einer zusätzli-
chen Finanzierung von Veranstaltungen aus dem 
Kurtaxenfonds kann der Wegfall der erwähnten 
Casinogelder abgefedert werden. Je nach Anzahl 
und Art der bekannten Grossanlässe kann der 

Bezirksrat einen Unterstützungsbeitrag aus dem 
Kurtaxenfonds festlegen. Zu beachten ist hierbei 
aber, dass mit den Kurtaxen der Übernachtungs-
gäste ausschliesslich Anlässe mit touristischem 
Charakter oder touristischer Ausrichtung unter-
stützt werden dürfen. Diese müssen im überwie-
genden Interesse der Gäste sein. Für rein lokale 
Veranstaltungen werden weiterhin Bezirksbei-
träge via Kultur-, Sport- und Volkswirtschafts-
kommissionen zur Verfügung stehen.

Neues Visitor Center

Im Erdgeschoss des Rathauses an der Haupt
strasse 78 wird ab Herbst 2026 durch die Einsie-
deln-Ybrig-Zürichsee AG ein neues und modernes 
Visitor Center betrieben. Mit grosszügigen, hel-
len und thematisch gestalteten Räumlichkeiten 
soll dieses als repräsentativer Ausgangspunkt 
für Besucherinnen und Besucher der Tourismus-
region Einsiedeln, Ybrig und Zürichsee dienen, 
aber für Einheimische zur Verfügung stehen; an 
bester Lage direkt am Klosterplatz. Das neue  
Visitor Center stärkt die touristische Information 
und Gästebetreuung in der Region. Dieser Aus-
bau ist für die Betreiberin mit Investitions- und 
Betriebskosten verbunden. Die Kurtaxen leisten 
wie bisher einen Beitrag an diese touristische 
Dienstleistung und Infrastruktur.

Das «Hiesigi choched Hiesigs» ist ein Anlass von lokalen Veranstaltern, der aus dem Kurtaxenfonds unterstützt werden kann.



Sachvorlage� Bezirksgemeinde  ■  Mittwoch, 16. September 2026, 19.30 Uhr

12

Inhalt der Vorlage

Die Teilrevision betrifft hauptsächlich folgende 
Artikel:

Art. 4 Befreiung von der Abgabepflicht

Bisher sind Kinder bis zum vollendeten 11. Le-
bensjahr von der Kurtaxenpflicht befreit. Neu 
sollen Kinder bereits ab dem 6. Geburtstag kurta-
xenpflichtig sein. Grund dafür ist die Einführung 
der ÖV-Gästekarte: Kinder ab 6 Jahren benöti-
gen ein Ticket für die Benützung der öffentlichen 
Verkehrsmittel. Die Anpassung schafft somit eine 
Übereinstimmung zwischen Leistungsbezug und 
Kurtaxenpflicht. Die Grenze von 6 Jahren ist zu-
dem in vielen Gemeinden seit Jahren im Kurta-
xenreglement festgehalten.

Art. 5 Höhe der Kurtaxe

Für den Angebotsausbau (ÖV-Gästekarte, zu-
sätzliche Unterstützung von touristischen Anläs-
sen, neues Visitor Center) sind zusätzliche Mit-
tel nötig, weshalb eine Erhöhung der Kurtaxen 
notwendig ist. Die Höhe der Kurtaxen ab 2027 
bei einem Ja zur Sachvorlage wird nachfolgend 
aufgeführt.

Rahmenbeträge

Im Kurtaxenreglement sollen anstelle von fixen 
Kurtaxen-Ansätzen Rahmenbeträge festgelegt 
werden. Der Bezirksrat legt dabei die jeweils 
für das Folgejahr geltenden Kurtaxen fest. Ohne 
neuen Beschluss bleiben die Tarife für das Folge-
jahr unverändert. 

Der Tourismussektor befindet sich im steten 
Wandel. Fixe Kurtaxen bieten keinen Raum 
für Anpassungen in diesem Umfeld. Mit dem 
Rahmenbetrag soll eine gewisse Flexibilität er-
reicht werden. Die Höhe der Kurtaxe orientiert 
sich am Zweck der Kurtaxe gemäss kantonalem 
Kurtaxengesetz (KTG, SRSZ 314.100) sowie dem 
touristischen Leistungsangebot und der touristi-
schen Nachfrage. Sollte beispielsweise dereinst 
die ÖV-Gästekarte aus irgendwelchen Gründen 
nicht mehr angeboten werden können, wäre 
eine Reduktion der Kurtaxe angebracht. Bei 
einem zusätzlichen touristischen Angebot könn-
ten zusätzliche Kosten entstehen, welche eine 

Finanzierung durch die Kurtaxen rechtfertigen. 
Mit dem Rahmenbetrag kann der Bezirksrat die 
Kurtaxen innerhalb der von der Stimmbevölke-
rung genehmigten Bandbreite entsprechend 
festlegen. Die Stimmberechtigten bestimmen 
somit den zulässigen Rahmen, während Anpas-
sungen innerhalb dieses Rahmens flexibel und 
ohne erneute Revision des Kurtaxenreglements 
vorgenommen werden können. Die Kurtaxen 
können überdies der Teuerung angepasst wer-
den.

Eigentümer/-innen und Dauermieter/-innen von 
selber genutzten Ferienunterkünften bezahlen 
eine Pauschale, welche sich nur nach der Netto-
wohnfläche richtet. Für diese ist keine Abgabe 
der ÖV-Karte vorgesehen. Von einer Erhöhung 
dieser Kurtaxe wird vorderhand auch abgesehen. 
Ein Mindestbetrag von 120 Franken pro Jahr war 
schon bisher festgehalten und soll so beibehal-
ten werden.

Kurtaxen ab 2027

Bei Annahme der Vorlage werden die Kurtaxen 
vom Bezirksrat wie folgt angepasst:

Art. 5 Abs. 2 Bst. a

Entgeltliche Übernachtungen in Hotels, Gasthäu-
sern, Pensionen, Ferienheimen, Häusern, Woh-
nungen, Zimmern, Bed & Breakfasts, Camping-
einrichtungen etc.:

Art. 5 Abs. 2 Bst. b

Entgeltliche Übernachtungen in Jugendherber-
gen und Gruppenunterkünften:

ab 20271 Rahmen2 bisher
Erwachsene 4.90 3.00–6.00 2.60
Kinder und 
Jugendliche

2.45 1.50–3.00 1.30

ab 20271 Rahmen2 bisher
Erwachsene 2.60 1.00–4.00 1.30
Kinder und 
Jugendliche

1.30 0.50–2.00 0.65
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Art. 5 Abs. 3

Übernachtungen in eigenen, dauergemieteten 
oder mitbenutzten Ferienhäusern und -woh-
nungen, Clubhäusern, Campingeinrichtungen, 
bewohnbaren Booten und dergleichen:

Vergleich Kurtaxen im Kanton Schwyz

Der Bezirk Einsiedeln ist die einzige Gemeinde im 
Kanton Schwyz, die eine umfassende ÖV-Gäste-
karte anbietet. Die vom Bezirksrat vorgesehene 
Kurtaxe liegt darum bei den Hotelübernachtun-
gen (A-Taxe) auch über den Ansätzen der ande-
ren Gemeinden. Für die Gäste entsteht jedoch 
ein direkter Gegenwert in Form der kostenlosen 
Nutzung des öffentlichen Verkehrs im definier-
ten Geltungsbereich.

Bei den Gruppenunterkünften (B-Taxe) befände 
man sich im Mittelfeld. Einige Gemeinden unter-
scheiden beim Tarif nicht zwischen Hotellerie/
Parahotellerie und Gruppenunterkünften. Die Al-
tersgrenze zwischen Kindern/Jugendlichen und 
Erwachsenen ist nicht überall identisch.

Für die Erhöhung von 0.65 Franken (Kinder in 
Gruppenunterkünften) bis 2.30 Franken (Er-
wachsene im Hotel) pro Nacht erhalten die Gäs-
te neu eine Tageskarte für den öffentlichen Ver-
kehr. Diese kostet regulär in der 2. Klasse für die 
von der Gästekarte abgedeckten Zonen 25.80 
Franken, mit Halbtax und für Kinder/Jugendliche 
12.90 Franken. Insbesondere für Kinder- und 
Jugendgruppen (Schulklassen, Jugendvereine), 
welche meist mit den öffentlichen Verkehrsmit-
teln unterwegs sind, wird Einsiedeln so zu einem 
noch attraktiveren Lagerort.

Finanzielle Auswirkungen der Vorlage

Die Anpassung des Kurtaxenreglements hat we-
der für die Einsiedler Steuerzahler noch für die 
Beherbergungsbetriebe Mehrausgaben zur Fol-
ge. Im Gegenteil: Durch die Attraktivitätssteige-
rung soll den rückgängigen Übernachtungszah-
len entgegengewirkt und die Wertschöpfung in 

Gemeinde Pflichtig ab Hotels, Camping, Ferienunterkünfte Gruppenunterkünfte

Erwachsene Kinder/Jugendliche Erwachsene Kinder/Jugendliche

Einsiedeln (NEU) 6 4.90 2.45 2.60 1.30

Einsiedeln (ALT) 12 2.60 1.30 1.30 0.65

Oberiberg 6 3.00 1.00 3.00 1.00

Morschach 6 3.00 1.50 3.00 1.50

Gersau 6 3.50 1.75 3.50 1.75

Ingenbohl 12 2.50 1.25 2.50 1.25

Schwyz 18 2.00 0.00 2.00 0.00

Küssnacht 18 2.00 0.00 2.00 0.00

ab 20271 Rahmen2 bisher
Pro m2  
Netto- 
wohnfläche

4.00 3.00–6.00 4.00

1  �Dieser Beitrag wird innerhalb der Grenzen des 
Rahmenbetrags vom Bezirksrat festgelegt.  
Er befindet sich nicht im Kurtaxenreglement.

2  �Dieser Rahmenbetrag wird im Kurtaxenregle-
ment festgehalten.
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Einsiedeln erhöht werden. Die Finanzierung er-
folgt ausschliesslich über die Kurtaxen der Über-
nachtungsgäste sowie der Eigentümerinnen und 
Eigentümer bzw. Dauermietenden von Ferien-
unterkünften. Die ordentliche Bezirksrechnung 
wird dadurch nicht zusätzlich belastet. Sowohl 
die Hotellerie als auch Einsiedeln Tourismus 
unterstützen die Erhöhung der Kurtaxen. 

Die Mehreinnahmen aus der höheren Kurtaxen-
abgabe dienen in erster Linie der Finanzierung 
der ÖV-Gästekarte und der Unterstützung von 
Veranstaltungen in Einsiedeln mit touristischem 
Charakter. Darüber hinaus fliessen sie weiterhin 
zweckgebunden in den Unterhalt und die Wei-
terentwicklung der touristischen Infrastruktur 
wie das neue Visitor Center sowie in Dienstleis-
tungen und Angebote für Gäste.

Gegenargumente der Teilrevision

Durch die Teilrevision und die vorgesehene Kur-
taxenerhöhung wird das Übernachten in Ein-
siedeln für auswärtige Gäste etwas teurer: Eine 
vierköpfige Familie mit zwei Kindern zwischen 
12 und 17 Jahren bezahlt in einem Hotel 6.90 
Franken mehr pro Übernachtung. Neu sind Kin-
der zudem bereits ab 6 Jahren kurtaxenpflichtig 
(bisher ab 12). Für preissensitive Gäste könnte 
dies ein Kriterium sein. Zudem muss die Kurtaxe 
von allen Übernachtungsgästen gleichermassen 
entrichtet werden, auch wenn sie die öffentli-
chen Verkehrsmittel nicht nutzen.

Die Stimmbevölkerung bestimmt künftig die 
Höhe der Kurtaxe nicht mehr selber, sondern 
delegiert mit dieser Vorlage die Festlegung der 
Kurtaxe innerhalb des Beitragsrahmens an den 
Bezirksrat. Dieser legt die Kurtaxenhöhe neu je 
nach Ausbau oder Reduktion des touristischen 
Angebots und Bedarfs fest.

Fazit und Empfehlung des Bezirksrates

Der Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftszweig 
in Einsiedeln. Insbesondere Übernachtungsgäste 
generieren gegenüber den Tagestouristen eine 
erheblich höhere Wertschöpfung. Der Bezirks-
rat begrüsst daher die Einführung der ÖV-Gäs-
tekarte und erhofft sich so eine Steigerung der 
Übernachtungszahlen. Nach der finanziellen Un-
terstützung der Pilot- und Testphase durch den 
Bezirk soll die dauerhafte ÖV-Gästekarte durch 
die Übernachtungsgäste getragen werden.

Die Ablösung der fixen Kurtaxen durch Rahmen-
beträge gibt dem Bezirk einerseits die Flexibili-
tät, auf aktuelle Entwicklungen zu reagieren und 
die Kurtaxen an die aktuellen Begebenheiten an-
zupassen. Gleichzeitig haben die Beherbergungs-
betriebe und Gäste die Sicherheit, dass sich die 
Kurtaxen stets innerhalb der im Kurtaxenregle-
ment festgehaltenen Minimal- und Maximalbei-
träge bewegen. Eine verlässliche und planbare 
Politik ist auch im Tourismussektor wichtig, so 
dass Anpassungen nur bei zentralen Veränderun-
gen vorgenommen werden sollen.

Die vorliegende Teilrevision schafft die Grund-
lage für die dauerhafte Einführung der ÖV-Gäs-
tekarte und stärkt somit die Attraktivität des 
Übernachtungstourismus im Bezirk Einsiedeln. 
Darüber hinaus ermöglicht sie weiterhin die 
Unterstützung von touristisch bedeutenden Ver-
anstaltungen und Infrastrukturen. Gleichzeitig 
bleibt die Finanzierung verursachergerecht und 
belastet die ordentliche Bezirksrechnung nicht. 
Der Bezirksrat empfiehlt daher die Annahme der 
Sachvorlage. 
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Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie der Teilrevision des Kurtaxenreglements des Bezirks Einsiedeln (SRE 710.100) zustimmen?

Die Rechnungsprüfungskommission des Bezirks Einsiedeln hat die ihr zur Verfügung gestellten 
Unterlagen zur «Teilrevision Kurtaxenreglement» in formeller, materieller und rechtlicher Hinsicht 
geprüft.
 
Gemäss unserer Prüfung entspricht die Sachvorlage den gesetzlichen Bestimmungen.

Die RPK unterstützt den Antrag des Bezirksrats und empfiehlt, die vorliegende Teilrevision des 
Kurtaxenreglements anzunehmen.

Einsiedeln, 17. August 2026

Rechnungsprüfungskommission des Bezirks Einsiedeln
Priska Schädler, Präsidentin
Roland Föllmi
Isabelle Lacher
Roland Leimbacher
André Ott

Stellungnahme der Rechnungsprüfungskommission

Der Teilrevision des Kurtaxenreglements des Bezirks Einsiedeln (SRE 710.100) sei zuzustimmen.

Antrag des Bezirksrates
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Anhang: Kurtaxenreglement

Änderungen in Rot

Die Stimmberechtigten des Bezirks Einsiedeln, gestützt auf das Kurtaxengesetz vom 14. September 
2016 (KTG, SRSZ 314.100), beschliessen:

Art. 1		 Abgabesubjekt
1 	 Die Kurtaxe ist von Gästen zu entrichten.
2 	� Gast ist jede natürliche Person, die im Bezirk Einsiedeln übernachtet, ohne steuerrechtlichen 

Wohnsitz oder Aufenthalt zu begründen.

Art. 2		 Abgabeobjekt
Die Kurtaxe wird erhoben für:
a)	� entgeltliche Übernachtungen, insbesondere in Hotels, Gasthäusern, Pensionen, Ferienheimen, 

Häusern, Wohnungen, Zimmern, Bed & Breakfasts, Campingeinrichtungen sowie entgeltliche 
Übernachtungen im Rahmen von Agrotourismus;

b)	 entgeltliche Übernachtungen in Jugendherbergen und Gruppenunterkünften;
c)	� Übernachtungen in eigenen, dauergemieteten oder mitbenutzten Ferienhäusern und -wohnun-

gen, Clubhäusern, Campingeinrichtungen, bewohnbaren Booten und dergleichen.

Art. 3 	 Einzugspflicht
Wer kurtaxenpflichtige Gäste beherbergt, ist zum Einzug und zur Ablieferung der Kurtaxen ver-
pflichtet.

Art. 4 	 Befreiung von der Abgabepflicht
1 	 Von der Kurtaxe ausgenommen sind Personen:
	 a)	 bis zum 6. Geburtstag;
	 b)	� die sich zu dienstlichen (z.B. Militär, Feuerwehr, Zivilschutz/-dienst) oder beruflichen  

(z.B. Montage, Saisonmitarbeitende, Wochenaufenthalter) Zwecken im Bezirk aufhalten;
	 c)	 die sich zum Besuch einer Schule oder zur Erlernung eines Berufes im Bezirk aufhalten;
	 d)	 in Spitalpflege und Einrichtungen für Behinderte; 
	 e)	� in Einrichtungen der Gesundheitspflege sowie Altersheimen, sofern sie die touristischen 

Einrichtungen nicht nutzen können; 
	 f)	 im Straf- und Massnahmenvollzug;
	 g)	� in migrationsrechtlichen Zentren.
2 	 Nicht von der Kurtaxe ausgenommen sind Seminar- und Kursteilnehmer.
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Art. 5 	 Höhe der Kurtaxe
1 	� Für Abgabepflichtige gemäss Art. 2 Bst. a und b wird die Kurtaxe pro Person und Übernachtung 

erhoben.
2 	 Die Kurtaxe beträgt
	 a)	 für Übernachtungen gemäss Art. 2 Bst. a:
		  –	 mindestens CHF 3.00 und höchstens CHF 6.00 für Erwachsene
		  –	� mindestens CHF 1.50 und höchstens CHF 3.00 für Kinder und Jugendliche ab dem 6. bis 

zum 18. Geburtstag
	 b)	 für Übernachtungen gemäss Art. 2 Bst. b:
		  –	 mindestens CHF 1.00 und höchstens CHF 4.00 für Erwachsene
		  –	� mindestens CHF 0.50 und höchstens CHF 2.00 für Kinder und Jugendliche ab dem 6. bis 

zum 18. Geburtstag
3 	� Für Abgabepflichtige gemäss Art. 2 Bst. c wird die Kurtaxe pauschal erhoben. Sie liegt bei min-

destens CHF 3.00 und höchstens CHF 6.00 pro m² Nettowohnfläche und Jahr (im Minimum CHF 
120.00 pro Jahr).

	� Mit dieser Pauschale sind auch die Übernachtungen des Ehepartners, eingetragenen Partners 
und Konkubinatspartners sowie von Angehörigen in auf- und absteigender Linie abgegolten.  

4 	� Die Höhe der Kurtaxe wird vom Bezirksrat innerhalb des Rahmens gemäss Abs. 2 und 3 fest-
gelegt. Die konkrete Festlegung der Höhe orientiert sich am Zweck der Kurtaxe gemäss dem 
kantonalen Kurtaxengesetz sowie dem touristischen Leistungsangebot und der touristischen 
Nachfrage.

5 	� Anpassungen der Kurtaxen werden jeweils im Rahmen des Budgetierungsprozesses für das 
Folgejahr durch den Bezirksrat beschlossen und in geeigneter Weise mitgeteilt. Ohne neuen 
Beschluss gelten die bisherigen Tarife jeweils auch für das Folgejahr.

Art. 6 	 Fälligkeit der Kurtaxe
1 	� Kurtaxen gemäss Art. 5 Abs. 1 und 2 sind monatlich abzurechnen und dem Bezirk spätestens 

10 Tage nach der Abrechnungsperiode einzubezahlen. 
2 	� Jahrespauschalen gemäss Art. 5 Abs. 3 sind spätestens 30 Tage nach Rechnungsstellung zu  

bezahlen. 
3 	 Im Streitfalle erlässt der Bezirksrat eine Veranlagungsverfügung.
4 	� Gegen die Veranlagungsverfügung kann gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 6. Juni 

1974 innert 20 Tagen beim Verwaltungsgericht Beschwerde erhoben werden.

Art. 7 	 Einzug
1 	� Die Einzugspflichtigen gemäss Art. 3 sind zur Ablieferung der Kurtaxen an den Bezirk verpflich-

tet. 
2 	� Die Einzugspflichtigen haben dem Bezirk die nötige Einsicht in die Geschäftsbücher zu gewähren. 
3 	 Die Einzugspflichtigen haften persönlich für ausstehende Beträge.

Art. 8 	 Bezug und Veranlagung
1 	� Der Bezirk sammelt die Kurtaxen ein, verwaltet und verwendet sie im Sinne von Art. 9 dieses 

RegIementes.
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Art. 9 	 Verwaltung und Verwendung der Kurtaxen
1 	� Kurtaxen dürfen ausschliesslich für die Finanzierung von touristischen Einrichtungen, Veran-

staltungen und Dienstleistungen, die überwiegend im Interesse der Gäste liegen, verwendet 
werden, und sind im Bezirk Einsiedeln einzusetzen. 

2 	� Kurtaxen dürfen nicht für Werbezwecke und die Finanzierung von ordentlichen Gemeindeauf-
gaben eingesetzt werden. 

3	� Der Bezirksrat kann die Förderung des Fremdenverkehrs an die Tourismusorganisationen im 
Bezirk Einsiedeln delegieren und befindet jährlich über die Verteilung und Verwendung der 
Kurtaxeneinnahmen. Mit den Tourismusorganisationen schliesst der Bezirksrat Leistungsver-
einbarungen ab.

4 	� Der Aufwand für die Administration (Veranlagung, Verwaltung, Kontrolle etc.) der Kurtaxen 
kann dem Kurtaxenertrag entnommen werden.

5 	 Der Bezirk führt für die Kurtaxen gesondert Rechnung.
6 	� Für besondere Aufgaben und Projekte im Sinne von Art. 9 Abs. 1 werden 15 % der Kurtaxen-

einnahmen fondiert. Die Verwaltung des Fonds obliegt der Bezirksverwaltung. Über die Ver-
wendung des Fonds entscheidet der Bezirksrat. 

Art. 10 	 Widerhandlungen, Strafbestimmungen
1 	� Widerhandlungen nach § 12 Abs. 1 und 2 KTG werden durch die Staatsanwaltschaft behandelt. 

Verwarnungen nach § 12 Abs. 3 KTG werden durch den Bezirksrat ausgesprochen.
2 	� Wer die Kurtaxe ganz oder teilweise hinterzieht, hat eine Busse bis zum dreifachen Betrag der 

vorenthaltenen Abgabe zu entrichten. Die Anwendung bestehender schärferer Strafbestimmun-
gen bleibt vorbehalten. Der Bezirksrat behält sich eine Strafanzeige an die Staatsanwaltschaft 
Schwyz vor.

Art. 11 	 Übergangs- und Schlussbestimmungen
1 	� Dieses Reglement tritt nach Annahme durch die Stimmberechtigten des Bezirks und der Ge-

nehmigung durch den Regierungsrat des Kantons Schwyz in Kraft. Der Bezirksrat legt das Datum 
des Inkrafttretens fest.

2 	 Dieses Reglement ersetzt dasjenige vom 25. November 2018.
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Ausgangslage

Am 2. April 2025 wurde die Einzelinitiative «Bau-
land besser nutzen, Landschaft schützen» als 
allgemeine Anregung eingereicht, die u.a. die 
Abschaffung der Überbauungsziffer fordert. Bei 
Annahme der Initiative müsste der Bezirksrat 
eine konkrete Vorlage ausarbeiten und diese 
dem Stimmvolk zur Beschlussfassung unter-
breiten. Die Ausarbeitung dieser Vorlage würde 
jedoch ein separates Nutzungsplanverfahren 
gemäss §§ 25ff. des Planungs- und Baugesetzes 
bedingen. 

Die Innenentwicklung ist ein gesetzlicher Auftrag 
und ein wichtiges Anliegen des Bezirksrats. Ge-
mäss Art. 1 Abs. 2 lit. abis Raumplanungsgesetz 
(RPG) ist die Siedlungsentwicklung unter Berück-
sichtigung einer angemessenen Wohnqualität 
nach innen zu lenken. Der Bezirksrat setzt die-
ses Ziel mit der laufenden Revision der Ortspla-
nung um. Grundlage dafür bildet der kommunale 
Richtplan, der derzeit dem Regierungsrat zur Ge-
nehmigung vorliegt.

Im Baureglement des Bezirks Einsiedeln vom 
4. Februar 1993, Ausgabe 2025 (BauR) ist die 
bauliche Grundstücksnutzung in Kapitel E gere-
gelt. Die Art. 34–37 BauR definieren die Über-
bauungsziffer (ÜZ) sowie die Nutzungsübertra-
gung. Die Überbauungsziffer legt fest, wie viel 
Prozent eines Grundstücks mit Gebäuden über-
baut werden dürfen. Bei einer ÜZ von 30 % dür-
fen auf einem 1000 m² grossen Grundstück bei-
spielsweise maximal 300 m² überbaut werden. 
Sie gilt in sämtlichen Wohnzonen sowie in den 
Wohn- und Gewerbezonen.

Position der Initianten

In der Begründung zur Initiative wird festge-
halten, dass die Lage auf dem Einsiedler Woh-
nungsmarkt angespannt sei und die Nachfra-
ge das Angebot übersteige. Damit Wohnraum 
wieder erschwinglich würde, müssten Angebot 
und Nachfrage in Einklang gebracht werden. Die 
Streichung der Überbauungsziffer ermögliche 
eine flexiblere Nutzung des vorhandenen Bau-
landes und trage zur Schaffung von zusätzlichem 
Wohnraum bei.

Durch den Wegfall der Überbauungsziffer könne 
das bereits vorhandene und eingezonte Bauland 
effizienter genutzt werden. Dies reduziere den 
Bedarf an neuer Überbauung und trage dazu bei, 
die schöne Landschaft zu bewahren. Gleichzeitig 
werde weniger landwirtschaftliches Kulturland 
beansprucht, was den Erhalt wertvoller Anbau-
flächen sicherstelle.

Planen und Bauen sei zudem kompliziert. Die 
Vielzahl an Vorschriften erschwere Planungen 
und treibe die Baukosten unnötig in die Höhe. 
Durch die ersatzlose Streichung der Überbau-
ungsziffer und eine Verschlankung und Verein-
fachung des Baureglements würden Planung und 
Bauverfahren vereinfacht, was schlussendlich 
Planungs- und Baukosten spare.

Fast 800 Grundeigentümer seien sodann von 
ISOS-Vorgaben betroffen. Die Abschaffung der 
Überbauungsziffer würde ihnen mehr Flexibili-
tät geben, um ihre Gebäude und deren Erschlies-
sung nachhaltig und zukunftsfähig zu entwickeln.

4	 Initiative «Bauland besser nutzen, Landschaft schützen»
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Standpunkt des Bezirksrats

Die bessere Nutzung bestehender Bauzonen ist 
sinnvoll. Dies kann jedoch auch mit einer geziel-
ten Innenentwicklung unter Beibehaltung der 
Überbauungsziffer erreicht werden.

a)	 �Gezielte statt flächendeckende  
Innenverdichtung

Der kommunale Richtplan bezeichnet jene Quar-
tiere, die aufgrund ihrer Lage, Erschliessung und 
Infrastruktur für eine Innenentwicklung geeignet 
sind. Dort sollen die baulichen Möglichkeiten im 
Rahmen der Ortsplanungsrevision gezielt und 
massvoll erweitert werden – vorzugsweise durch 
höhere Gebäude statt grössere Gebäudegrund-
flächen, damit die Qualität des Aussenraums er-
halten bleibt.

Verdichtungsstrategie Einzelinitiative 
(in allen betroffenen Bauzonen flächendeckend)

Verdichtungsstrategie Bezirksrat 
(in geeigneten Quartieren)

Die Abschaffung der Überbauungsziffer würde 
hingegen die baulichen Möglichkeiten flächen-
deckend erweitern. Dadurch ginge ein wichtiges 
Instrument verloren, um die Siedlungsentwick-
lung gezielt nach Lage, Infrastruktur und Quar-
tiercharakter zu steuern und mit dem Ausbau 
der Infrastruktur abzustimmen.

b)	 �Sicherung von Freiräumen, Grünflächen, 
Wohnqualität und Ortsbild

Die Überbauungsziffer verhindert die Verdich-
tung nicht, sondern steuert die Überbauung 
der Grundstücksfläche. Sie trägt dazu bei, Frei- 
und Grünflächen sowie Versickerungsflächen 
zu erhalten und damit eine hohe Wohnqualität 
sicherzustellen. Ohne dieses Steuerungsinstru-
ment besteht die Gefahr einer stärkeren Boden-
überbauung und einer Bebauung, die sich primär 
an den Mindestabständen orientiert («Abstands-
architektur»). Dadurch könnte sich der zulässige 
Gebäude-Fussabdruck auf einer 600 m² grossen 
Parzelle – je nach Zone – um bis zu 50 % ver-
grössern. Auf grösseren oder zusammengelegten 
Parzellen wäre sogar mehr als eine Verdoppe-
lung möglich. Dies kann das Ortsbild, die Quar-
tierstruktur und die Wohnqualität erheblich ver-
ändern.

c)	 �Mehr Baumöglichkeiten erhöhen den  
Bodenwert

Grössere Baumöglichkeiten erhöhen in der Regel 
den Wert des Baulandes, da das Ertragspoten-
zial einer Liegenschaft steigt. Die vom Bezirksrat 
vorgesehenen Verdichtungsgebiete im kommu-
nalen Richtplan sind auf geeignete Standorte 
beschränkt. Die flächendeckende Abschaffung 
der Überbauungsziffer würde hingegen das Nut-
zungspotenzial und damit den Bodenwert auf 
sämtlichen Bauparzellen erhöhen. Dies kann 
auch zu höheren Steuerwerten führen, selbst 
wenn die zusätzlichen Baumöglichkeiten nicht 
ausgeschöpft werden.
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d)	 �Weniger Planungsaufwand durch  
Verschlankung des Baureglements

Die Überbauungsziffer verursacht nur einen 
kleinen Teil des Planungsaufwands. Die wesent-
lichen Kosten werden durch Landpreise, Bau-
kosten, Finanzierung, technische Anforderungen 
und gesetzliche Vorgaben bestimmt. Der Bezirks-
rat beabsichtigt in der ordentlichen Gesamtrevi-
sion der Ortsplanung das Baureglement zu ver-
einfachen und eine entsprechende Vorlage dem 
Souverän vorzulegen. Der Mehraufwand für ein 
zusätzliches Teilnutzungsplanverfahren neben 
dem Gesamtrevisionspaket ergibt wenig Sinn, 
würde zusätzlichen Verfahrens- und Ressourcen-
aufwand verursachen, ohne einen entsprechen-
den Mehrwert zu schaffen.

Mögliche Vorteile der Initiative Mögliche Nachteile der Initiative

Mehr Flexibilität für Grundeigentümer durch  
höhere Nutzung bestehender Bauzonen

Keine gezielte Steuerung der Innenentwicklung 
nach Lage, Erschliessung und Infrastruktur 

Mehr Spielraum bei Um- und Ersatzbauten Verlust von Frei- und Grünflächen sowie  
Einbussen bei Ortsbild und Wohnqualität

Höheres Potenzial für zusätzlichen Wohnraum Mehr Baumöglichkeiten erhöhen in der Regel 
den Bodenwert

Verschlankung und Vereinfachung des Bau
reglements und mehr planerische Flexibilität

Eine vorgezogene Teilrevision bindet unnötig 
Ressourcen und bringt gegenüber der Gesamt-
revision nur geringen Zeitgewinn 

Minimal mehr Möglichkeiten für Grundeigen
tümer im ISOS-Gebiet

Die Vorgaben des Ortsbildschutzes bleiben  
weiterhin massgebend (erhalten)

Der Bezirksrat teilt das Ziel der Initiative, mehr 
Wohnraum innerhalb der bestehenden Bau-
zonen zu schaffen. Er ist jedoch der Auffassung, 
dass die ersatzlose Abschaffung der Überbau-
ungsziffer nicht der richtige Weg ist. Die geplante 
Gesamtrevision der Ortsplanung ermöglicht eine 
gezielte und qualitätsvolle Innenentwicklung.

Der Bezirk hat verschiedene Möglichkeiten ei-
nes Gegenvorschlags geprüft wie z.B. eine se-
parate und vorgelagerte Nutzungsplanung der 

im Richtplan vorhandenen Verdichtungsgebiete 
oder eine Aufzonung von W1 auf W2. Aufgrund 
dessen, dass der Start für eine Gesamtrevision 
der Nutzungsplanung unmittelbar bevorsteht 
(mit Zeitrahmen von 5–7 Jahren), erscheint dies 
nicht sinnvoll. Der Zeitgewinn im Verhältnis zum 
zusätzlichen Aufwand wäre zu gering und daher 
nicht verhältnismässig. 

Der Bezirksrat empfiehlt deshalb, die Initiative 
abzulehnen.

e)	 ISOS-Vorgaben bleiben bestehen

Vom ISOS Einsiedeln sind im Wesentlichen die 
Dorfkernzone und die Zone für öffentliche Bau-
ten und Anlagen betroffen. In diesen Zonen ist 
keine Überbauungsziffer festgelegt. Die wesent-
lichen Einschränkungen in den ISOS-Gebieten er-
geben sich aus den Vorgaben des Ortsbildschut-
zes. Diese bleiben auch ohne Überbauungsziffer 
bestehen. 

Fazit des Bezirksrats
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Keine Stellungnahme

Stellungnahme der Rechnungsprüfungskommission 

Die Einzelinitiative «Bauland besser nutzen, Landschaft schützen» sei abzulehnen.

Antrag des Bezirksrates

Die Abstimmungsfrage lautet:

Wollen Sie der Einzelinitiative «Bauland besser nutzen, Landschaft schützen» zustimmen?
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5	 Einbürgerungen

5.1	 Aufnahme von Katharina Braun in das Bürgerrecht von Einsiedeln

Katharina Braun, deutsche Staatsangehörige, 
wurde am 22. Juni 2005 in Landshut (Deutsch-
land) geboren. Am 17. November 2008 gelangte 
die Gesuchstellerin in Brig-Glis zur Anmeldung 
und ist seit 16. August 2018 in Einsiedeln wohn-
haft.

Katharina Braun ist in Brig-Glis im Kanton Wallis 
aufgewachsen. Die Gesuchstellerin hat die Stifts-
schule Einsiedeln abgeschlossen und besucht 
momentan die Rechtswissenschaftliche Fakultät 
der Universität Zürich. Sie ist Mitglied des Ver-
eins Alumni Scholae Einsidlensis der Stiftsschule 
Einsiedeln sowie des Studentenvereins der Uni-
versität Zürich VSUZH. 

Katharina Braun fühlt sich in Einsiedeln heimisch 
und möchte daher das Bürgerrecht von Einsie-
deln erwerben. Sie ist mit unseren Gepflogen-

heiten und den örtlichen Gebräuchen bestens 
vertraut. Die Freizeit, die Katharina Braun neben 
ihrer schulischen und beruflichen Tätigkeit zur 
Verfügung steht, verbringt sie mit Wandern, Ve-
lofahren, Volleyball, Lesen, Malen und Garten-
arbeit.

Die Gesuchstellerin erfüllt die Bedingungen für 
den Erwerb des Kantons- und Gemeindebürger-
rechts. Es sind keine Gründe bekannt, die eine 
Verweigerung des Einbürgerungsgesuchs recht-
fertigen würden.

Der Bezirksrat hat das Einbürgerungsgesuch mit 
Beschluss vom 23. Juni 2026 gutgeheissen und in 
Anlehnung an frühere Einbürgerungen die Ein-
bürgerungsgebühr auf 3600 Franken festgesetzt.

	� �Braun Katharina, deutsche Staatsangehörige, geboren am 22. Juni 2005 in Landshut  
(Deutschland), sei in das Bürgerrecht des Bezirks Einsiedeln aufzunehmen.

	� Die Neubürgerin habe eine Einbürgerungsgebühr von 3600 Franken zu entrichten.

	� Vorbehalten bleibt die Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht.

Antrag des Bezirksrates
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5.2	 Aufnahme von Marcel Buchmann in das Bürgerrecht von Einsiedeln

Marcel Buchmann, deutscher Staatsangehöriger, 
wurde am 15. April 1979 in Jena (Deutschland) 
geboren. Am 28. Januar 2006 gelangte der Ge-
suchsteller in Wildegg zur Anmeldung und ist seit 
30. März 2017 in Einsiedeln wohnhaft.

Marcel Buchmann ist in Lippersdorf in Thüringen 
(Deutschland) aufgewachsen. Der Gesuchsteller 
hat einen Abschluss als Krankenpfleger und als 
Experte Intensivpflege. 

Marcel Buchmann fühlt sich in Einsiedeln hei-
misch und möchte daher das Bürgerrecht von 
Einsiedeln erwerben. Er ist mit unseren Gepflo-
genheiten und den örtlichen Gebräuchen bes-
tens vertraut. Die Freizeit, die Marcel Buchmann 
neben seiner beruflichen Tätigkeit zur Verfügung 
steht, verbringt er mit seinen Kindern, Wandern 
und Reisen. Er ist Mitglied beim Tischtennisver-
ein Thalwil.

Der Gesuchsteller erfüllt die Bedingungen für 
den Erwerb des Kantons- und Gemeindebürger-
rechts. Es sind keine Gründe bekannt, die eine 
Verweigerung des Einbürgerungsgesuchs recht-
fertigen würden.

Der Bezirksrat hat das Einbürgerungsgesuch mit 
Beschluss vom 23. Juni 2026 gutgeheissen und in 
Anlehnung an frühere Einbürgerungen die Ein-
bürgerungsgebühr auf 3600 Franken festgesetzt.

	� �Buchmann Marcel, deutscher Staatsangehöriger, geboren am 15. April 1979 in Jena  
(Deutschland), sei in das Bürgerrecht des Bezirks Einsiedeln aufzunehmen.

	� Der Neubürger habe eine Einbürgerungsgebühr von 3600 Franken zu entrichten.

	� Vorbehalten bleibt die Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht.

Antrag des Bezirksrates
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5.3	 �Aufnahme von Bernardin Damien Michel Malou und seiner Ehefrau Eloana Ute  
Sigunna Beatrix Annunziata Malou sowie ihren Kindern Aliénor Alitia Artemis  
Lauren Dolores Malou, Séléné Maxima Arduena Adeline Nadette Malou und  
Apollonia Ottilia Diana Athina Colette Malou in das Bürgerrecht von Einsiedeln

Bernardin Malou, belgischer Staatsangehöriger, 
geboren am 27. Januar 1981 in Woluwe-Saint-
Lambert (Belgien), und seine Ehefrau Eloana Ma-
lou, österreichische Staatsangehörige, geboren 
am 25. März 1980 in Klagenfurt (Österreich), ka-
men im Jahr 2013 bzw. 2008 in die Schweiz und 
gelangten gemeinsam in Zürich zur Anmeldung. 
Mit ihren drei Kindern Aliénor Malou, geboren 
am 8. März 2017 in Zürich (Schweiz), Séléné Ma-
lou, geboren am 26. Juni 2019 in Zürich (Schweiz), 
und Apollonia Malou, geboren am 18. Juni 2022 
in Zürich (Schweiz), ist die Familie seit dem 1. De-
zember 2020 in Einsiedeln wohnhaft.

Bernardin Malou ist in Woluwe-Saint-Lambert 
(Belgien) aufgewachsen. Er verfügt über einen 
Abschluss als Sound Engineer. Er ist Mitglied bei 
Selgis Shooting und Brünig Indoor Schiesszent-
rum.

Eloana Malou ist in Wien und Klagenfurt (Öster-
reich) aufgewachsen. Sie verfügt über einen Ab-
schluss als Magistra der Philosophie (entspricht 

Master) und Magistra der Wirtschaftswissen-
schaften (ebenfalls Master). Sie ist Mitglied bei 
KISS, Zauberlaterne, SAC und Rega.

Aliénor, Séléné und Apollonia gehen in Einsiedeln 
zur Schule. Die Familie verbringt ihre Freizeit mit 
Wandern, Radtouren und Skifahren. 

Familie Malou fühlt sich in Einsiedeln heimisch 
und möchte daher das Bürgerrecht von Einsie-
deln erwerben. Sie sind mit unseren Gepflogen-
heiten und den örtlichen Gebräuchen bestens 
vertraut.

Die Gesuchsteller erfüllen die Bedingungen für 
den Erwerb des Kantons- und Gemeindebürger-
rechts. Es sind keine Gründe bekannt, die eine 
Verweigerung des Einbürgerungsgesuchs recht-
fertigen würden.

Der Bezirksrat hat das Einbürgerungsgesuch mit 
Beschluss vom 23. Juni 2026 gutgeheissen und in 
Anlehnung an frühere Einbürgerungen die Ein-
bürgerungsgebühr auf 4500 Franken festgesetzt.

	� �Malou Bernardin, belgischer Staatsangehöriger, geboren am 27. Januar 1981 in Woluwe-Saint-
Lambert (Belgien), unter Einbezug der Ehefrau Malou Eloana, österreichische Staatsangehö-
rige, geboren am 25. März 1980 in Klagenfurt (Österreich) sowie ihren Kinder Malou Aliénor, 
geboren am 8. März 2017 in Zürich (Schweiz), Malou Séléné, geboren am 26. Juni 2019 in 
Zürich (Schweiz), und Malou Apollonia, geboren am 18. Juni 2022 in Zürich (Schweiz), seien in 
das Bürgerrecht des Bezirks Einsiedeln aufzunehmen.

	� Die Neubürger haben eine Einbürgerungsgebühr von 4500 Franken zu entrichten.

	� Vorbehalten bleibt die Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht.

Antrag des Bezirksrates
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Notizen
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Geheime Absti mmungen können an jeder Gemeindever-
sammlung beschlossen werden. Sie sind aber nur dann zu-
lässig, wenn der Gemeindeversammlung Entscheidungs-
kompetenz zukommt, sei es abschliessend oder beratend.

Geheime Wahlen
Aufgrund des als Regelfall festgelegten Urnensystems (§ 8 
GOG) fi nden an der Gemeindeversammlung grundsätzlich 
keine Wahlen statt .

Davon ausgenommen ist die Wahl der Sti mmenzähler an der 
Gemeindeversammlung (§ 24 Abs. 1 GOG). Für diese könn-
te an der Gemeindeversammlung geheime Wahl beantragt 
und beschlossen werden (§ 33 Abs. 1 GOG). 

Geheime Absti mmung im Allgemeinen

Bei Sachgeschäft en erfolgt die Schlussabsti mmung auf-
grund des Urnensystems grundsätzlich immer an der Urne 
(§ 29 Abs. 4 GOG). Davon ausgenommen sind Voranschlag, 
Nachtragskredite und Steuerfuss sowie Genehmigung der 
Rechnung und Einbürgerungen, über die an der Versamm-
lung selbst zu befi nden ist (§ 16 GOG).

Entschieden wird an der Gemeindeversammlung auch über 
formelle und materielle Anträge von Sti mmberechti gten. 
Formelle Anträge sind Rückweisung, Verschiebung oder 
Trennung des Geschäft s (§ 28 GOG). Materielle Anträge be-
treff en Eintreten/Nichteintreten und Abänderungsanträge 
zum Voranschlag, zu Nachtragskrediten, zum Steuerfuss, 
zu Reglementen (mit Ausnahme von Zonen- und Erschlies-
sungsplänen und dazugehörigen Vorschrift en, § 27 Abs. 2 
PBG), zu Verpfl ichtungs- und Zusatzkrediten und übrigen 
Sachgeschäft en (§ 29 GOG).

Zu den an der Gemeindeversammlung abschliessend be-
handelten Sachgeschäft en sowie generell zu formellen und 
materiellen Anträgen kann an der Gemeindeversammlung 
geheime Absti mmung verlangt werden. Jeder Sti mmberech-
ti gte bzw. der Antragsteller selbst oder der Gemeindepräsi-
dent kann einen entsprechenden Antrag stellen (§ 33 Abs. 1 
GOG).

Es kann jedoch nur zu gülti gen Anträgen eine geheime Ab-
sti mmung verlangt werden. Nimmt der Versammlungsleiter 
einen Antrag nicht entgegen, so kann darüber auch nicht ge-
heim abgesti mmt werden. 

Der Antrag auf geheime Absti mmung muss für jeden einzel-
nen formellen oder materiellen Antrag gestellt werden und 
kann weder pauschal zu allen Traktanden einer Gemeinde-
versammlung, noch zu einem einzelnen Traktandum gene-
rell verlangt werden  (§ 33 Abs. 1 GOG). 

Die Absti mmung über eine geheime Absti mmung fi ndet am 
Schluss der Beratungen statt  (Ausnahme: Wird Schluss der 
Diskussion verlangt und darüber eine geheime Absti mmung 
verlangt, muss umgehend zur Absti mmung über die Frage 
geschritt en werden, ob darüber geheim abzusti mmen ist, 
und es ist dann auch umgehend über den Antrag selbst off en 
oder geheim abzusti mmen). 

Über den Antrag auf Durchführung einer geheimen Absti m-
mung ist immer im off enen Handmehr abzusti mmen (§ 33 
Abs. 1 GOG).

Ist geheime Absti mmung beschlossen worden, erhält jeder 
Sti mmberechti gte einen amtlichen Wahl- oder Sti mmzet-
tel. Diese werden durch die Sti mmenzähler eingesammelt 
oder sind in Urnen im Versammlungslokal einzuwerfen (§ 33 
Abs. 4 GOG).

Geheime Absti mmungen bei Einbürgerungen  

Am 3. März 2013 wurde im Bezirk Einsiedeln die «Initi ati ve 
für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts durch die Be-
zirksgemeinde» angenommen. Der Entscheid über die Ertei-
lung des Gemeindebürgerrechts ist somit der Gemeindever-
sammlung im Versammlungssystem übertragen (§ 16 GOG, 
§ 11 BüG).

Der Antrag des Gemeinderates zu einem Einbürgerungs-
gesuch gilt als angenommen, wenn aus der Versammlungs-
mitt e nicht ein begründeter Gegenantrag gestellt wird (§ 11 
Abs. 3 BüG).

Eine geheime Absti mmung kommt somit nur zum Zuge, 
wenn ein begründeter und zulässiger Gegenantrag gestellt 
wird.

Der Gegenantrag kann mit dem Antrag auf geheime Absti m-
mung verbunden werden. Es kann aber jeder andere Sti mm-
berechti gte oder der Versammlungsleiter selbst zu einem 
gülti gen Gegenantrag den Antrag auf geheime Absti mmung 
stellen.

Zuerst ist über den Antrag auf geheime Absti mmung im 
 off enen Handmehr abzusti mmen. Lehnt die Mehrheit im 
off enen Handmehr geheime Absti mmung ab, erfolgt darauf 
die Absti mmung über den Gegenantrag im off enen Hand-
mehr. 

Sti mmt die Mehrheit im off enen Handmehr dem Antrag auf 
geheime Absti mmung zu, so erfolgt darauf die geheime Ab-
sti mmung über das Einbürgerungsgesuch.

Sind an einer Gemeindeversammlung mehrere Einbürge-
rungsgesuche traktandiert, so ist ein Antrag, es sei über alle 
Gesuche bzw. jedes einzelne Gesuch geheim abzusti mmen, 
unzulässig und kann nicht entgegengenommen werden. Bei 
jedem einzelnen Gesuch muss somit ein Antrag auf geheime 
Absti mmung gestellt werden, sofern ein begründeter und 
zulässiger Gegenantrag vorliegt.

Informati on über geheime Wahlen und Absti mmungen
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